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G e s e t z
zu dem Staatsvertrag über die Aufhebung 

des Staatsvertrages 
zwischen dem Land Berlin und dem Land Niedersachsen 

über die LBS Norddeutsche 
Landesbausparkasse Berlin-Hannover 

und über die LBS Norddeutsche 
Landesbausparkasse Berlin-Hannover

Vom 17. Februar 2010

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz
zu dem Staatsvertrag über die Aufhebung 

des Staatsvertrages 
zwischen dem Land Berlin und dem Land Niedersachsen 

über die LBS Norddeutsche 
Landesbausparkasse Berlin-Hannover

(1) Dem am 21. Oktober 2009 unterzeichneten Staatsvertrag
über die Aufhebung des Staatsvertrages zwischen dem Land
Berlin und dem Land Niedersachsen über die LBS Norddeut-
sche Landesbausparkasse Berlin-Hannover wird zugestimmt. 

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 3
in Kraft tritt, ist im Niedersächsischen Gesetz- und Verord-
nungsblatt bekannt zu machen.

Artikel 2

Gesetz
über die LBS Norddeutsche Landesbausparkasse 

Berlin-Hannover
(LBS-Nord-Gesetz)

§ 1

Rechtsform, Sitz, Siegel

(1) Die Anstalt des öffentlichen Rechts in den Ländern
Berlin und Niedersachsen „LBS Norddeutsche Landesbau-
sparkasse Berlin-Hannover“ wird auf der Grundlage dieses
Gesetzes als rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts
„LBS Norddeutsche Landesbausparkasse Berlin-Hannover“
(im Folgenden: „LBS Nord“) fortgeführt. 

(2) Die LBS Nord hat ihren Sitz in Hannover. 

(3) Die LBS Nord führt ein Siegel. 

§ 2

Aufgaben

Die LBS Nord pflegt das Bausparen, fördert den Wohnungs-
bau und betreibt weitere Geschäfte nach Maßgabe der für Bau-
sparkassen geltenden Rechtsvorschriften.

§ 3

Träger

(1) 1Träger der LBS Nord sind die Norddeutsche Landes-
bank — Girozentrale —, der Niedersächsische Sparkassen-
und Giroverband und die Landesbank Berlin AG. 2Die Landes-
bank Berlin AG wird mit der Aufgabe beliehen, Mitträgerin
der LBS Nord zu sein. 

(2) 1Das Finanzministerium kann Gesellschaften des Privat-
rechts mit der Aufgabe beleihen, Mitträgerinnen der LBS
Nord zu sein. 2Die Trägerversammlung der LBS Nord kann be-
schließen, dass juristische Personen des öffentlichen Rechts

und nach Satz 1 Beliehene als weitere Träger hinzutreten oder
die Trägerschaft übernehmen. 3Der Beschluss bedarf der Zu-
stimmung des Finanzministeriums. 4Die LBS Nord hat Verän-
derungen im Trägerkreis im Niedersächsischen Ministerial-
blatt bekannt zu machen.

(3) Die Beliehenen unterliegen hinsichtlich ihrer Mitträger-
schaft an der LBS Nord der Rechtsaufsicht des Finanzministe-
riums.

(4) Die Träger unterstützen die LBS Nord bei der Erfüllung
ihrer Aufgaben mit der Maßgabe, dass ein Anspruch der LBS
Nord gegen die Träger oder eine sonstige Verpflichtung der
Träger, der LBS Nord Mittel zur Verfügung zu stellen, nicht
besteht.

§ 4

Stammkapital

(1) 1Die Höhe des Stammkapitals und die Beteiligungsver-
hältnisse werden durch die Trägerversammlung festgesetzt.
2Sie werden durch Satzung geregelt.

(2) Jeder Träger kann seine Beteiligung am Stammkapital
der LBS Nord oder die Rechte daraus mit Zustimmung der
anderen Träger auf eine Gesellschaft des Privatrechts übertra-
gen, deren Gesellschafter ein Träger nach § 3 Abs. 1 und des-
sen Mitglieder sein dürfen.

§ 5

Haftung

(1) Die LBS Nord haftet für ihre Verbindlichkeiten mit ih-
rem gesamten Vermögen.

(2) 1Die Träger der LBS Nord haften nicht für deren Ver-
bindlichkeiten. 2Artikel 2 des Staatsvertrages über die Aufhe-
bung des Staatsvertrages zwischen dem Land Berlin und dem
Land Niedersachsen über die LBS Norddeutsche Landesbau-
sparkasse Berlin-Hannover vom 21. Oktober 2009 (Nds. GVBl.
2010 S. 46) bleibt unberührt.

§ 6

Beteiligungen, Zusammenschluss, Rechtsformwechsel

(1) Die LBS Nord kann sich mit Zustimmung ihrer Träger

1. als Träger an öffentlich-rechtlichen Bausparkassen, Kre-
ditinstituten, Finanzdienstleistungsunternehmen und Fi-
nanzunternehmen beteiligen und

2. mit öffentlich-rechtlichen Bausparkassen, Kreditinstituten,
Finanzdienstleistungsunternehmen und Finanzunterneh-
men, auch länderübergreifend, durch Vertrag im Wege der
Vereinigung durch Aufnahme oder Neubildung unter
Eintritt von Gesamtrechtsnachfolge zusammenschließen,
wobei die LBS Nord im Fall der Vereinigung durch Auf-
nahme sowohl aufnehmendes als auch übertragendes Ins-
titut sein kann.

(2) 1Die Trägerversammlung der LBS Nord kann einstimmig
beschließen, die LBS Nord formwechselnd in eine Aktienge-
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sellschaft umzuwandeln; der Beschluss bedarf der Zustim-
mung des Finanzministeriums. 2Die Träger gelten als Gründer
der Aktiengesellschaft und erhalten die Aktien entsprechend
ihren Anteilen am Stammkapital der LBS Nord. 3Die Feststel-
lung der Satzung der Aktiengesellschaft erfolgt durch die Trä-
gerversammlung der LBS Nord; eine notarielle Beurkundung
ist nicht erforderlich. 

§ 7

Organe

Organe der LBS Nord sind der Vorstand, der Aufsichtsrat
und die Trägerversammlung. 

§ 8

Satzung

(1) Aufbau und Aufgaben der LBS Nord sowie Zusammen-
setzung, Aufgaben und Befugnisse ihrer Organe regelt die Trä-
gerversammlung durch Satzung, soweit sie nicht durch dieses
Gesetz geregelt sind.

(2) 1Satzung und Satzungsänderungen bedürfen der Zu-
stimmung des Finanzministeriums. 2Sie sind vom Finanzmi-
nisterium im Niedersächsischen Ministerialblatt zu veröffent-
lichen.

§ 9

Aufsicht

Die LBS Nord unterliegt der Rechtsaufsicht des Finanzmi-
nisteriums.

§ 10

Auflösung

(1) Die LBS Nord kann nur durch Gesetz aufgelöst werden.

(2) Ein nach Beendigung der Liquidation verbleibendes Ver-
mögen fällt den Trägern im Verhältnis ihrer Anteile am
Stammkapital zu.

§ 11

Schlussbestimmung
1Dieses Gesetz tritt mit dem Wirksamwerden einer Um-

wandlung der LBS Nord in eine Aktiengesellschaft (§ 6 Abs. 2)
außer Kraft. 2Dieser Zeitpunkt ist im Niedersächsischen Ge-
setz- und Verordnungsblatt bekannt zu machen.

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 17. Februar 2010

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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S t a a t s v e r t r a g
über die Aufhebung des Staatsvertrages 

zwischen dem Land Berlin und dem Land Niedersachsen 
über die LBS Norddeutsche Landesbausparkasse 

Berlin-Hannover

Die Länder Berlin und Niedersachsen betreiben die LBS
Norddeutsche Landesbausparkasse Berlin-Hannover bisher
als gemeinsame Anstalt des öffentlichen Rechts. Infolge der
Umwandlung des Trägers Landesbank Berlin — Girozentrale —
zum 1. Januar 2006 in eine Aktiengesellschaft besteht Anpas-
sungsbedarf. Im Jahr 2007 hat das Land Berlin ferner seine
Anteile an der Landesbank Berlin Holding AG vollständig ver-
äußert. Die Länder sind übereingekommen, dass die LBS
Norddeutsche Landesbausparkasse Berlin-Hannover künftig
nicht mehr als gemeinsame Anstalt des öffentlichen Rechts
betrieben wird, sondern als Anstalt öffentlichen Rechts auf
der Grundlage eines niedersächsischen Gesetzes fortgeführt
werden soll. Sie schließen dazu den nachstehenden Staatsver-
trag:

Artikel 1

(1) Der Staatsvertrag zwischen dem Land Berlin und dem
Land Niedersachsen über die LBS Norddeutsche Landesbau-
sparkasse Berlin-Hannover vom 22./28. Mai 2002 (GVBl. für
Berlin S. 807, Nds. GVBl. S. 411), geändert durch Staatsver-
trag vom 19. März/3. April 2003 (GVBl. für Berlin S. 195, Nds.
GVBl. S. 200), wird aufgehoben. 

(2) Das Land Niedersachsen wird die Landesbank Berlin AG
zeitgleich mit der Zustimmung zu diesem Staatsvertrag mit
der Mitträgerschaft an der LBS Norddeutsche Landesbauspar-
kasse Berlin-Hannover durch Gesetz beleihen.

(3) Das Land Berlin stimmt der Fortführung des Be-
zeichnungsbestandteils „Berlin-Hannover“ durch die LBS
Norddeutsche Landesbausparkasse Berlin-Hannover und ihre
Rechtsnachfolger zu.

Artikel 2

(1) 1Die Träger der LBS Norddeutsche Landesbausparkasse
Berlin-Hannover am 18. Juli 2005 haften — auch im Falle ei-
ner späteren formwechselnden Umwandlung in eine Aktien-

gesellschaft — vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 für die
Erfüllung sämtlicher zu diesem Zeitpunkt bestehender Ver-
bindlichkeiten der LBS Norddeutsche Landesbausparkasse
Berlin-Hannover. 2Für solche Verbindlichkeiten, die bis zum
18. Juli 2001 vereinbart waren, gilt dies zeitlich unbegrenzt,
für danach bis zum 18. Juli 2005 vereinbarte Verbindlichkei-
ten nur, wenn deren Laufzeit nicht über den 31. Dezember
2015 hinausgeht. 3Die Träger werden ihren Verpflichtungen
aus der Gewährträgerhaftung gegenüber den Gläubigern der
bis zum 18. Juli 2005 vereinbarten Verbindlichkeiten umge-
hend nachkommen, sobald sie nach deren Fälligkeit ord-
nungsgemäß und schriftlich festgestellt haben, dass die Gläu-
biger dieser Verbindlichkeiten aus dem Vermögen der LBS
Norddeutsche Landesbausparkasse Berlin-Hannover nicht be-
friedigt werden können. 4Die Träger haften gesamtschuldne-
risch; sie sind im Verhältnis ihrer Beteiligung am Stamm-
kapital untereinander zum Ausgleich verpflichtet. 

(2) Für die vor dem 1. Januar 2001 begründeten Verbind-
lichkeiten (Altverbindlichkeiten) der LBS Norddeutsche Lan-
desbausparkasse haften allein die Norddeutsche Landesbank
— Girozentrale — und der Niedersächsische Sparkassen- und
Giroverband, für die Altverbindlichkeiten der früheren Lan-
desbank Berlin — Girozentrale — (nunmehr Landesbank Ber-
lin AG), die das Sondervermögen ihrer ehemaligen Landes-
bausparkasse betreffen, haftet diese allein.

(3) Das Land Niedersachsen und der Niedersächsische Spar-
kassen- und Giroverband haften für die bis zum Ablauf des
30. Juni 1994 entstandenen Verbindlichkeiten der Landesbau-
sparkasse Hannover weiterhin gemäß den vor dem 1. Juli
1994 geltenden Bestimmungen. 

Artikel 3

Der Staatsvertrag tritt am Tag nach der Hinterlegung der
letzten Ratifikationsurkunde bei der Niedersächsischen Staats-
kanzlei in Kraft

.

Hannover, den 21. Oktober 2009

Für das Land Niedersachsen

Für den Ministerpräsidenten
Der Finanzminister

Hartmut M ö l l r i n g

Berlin, den 21. Oktober 2009

Für das Land Berlin

Der Regierende Bürgermeister
vertreten durch

den Senator für Wirtschaft, Arbeit
und Frauen

Harald W o l f
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G e s e t z
zum Staatsvertrag über die Errichtung einer 

gemeinsamen Einrichtung für Hochschulzulassung 
und zur Änderung des Niedersächsischen 

Hochschulzulassungsgesetzes

Vom 17. Februar 2010

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz
zum Staatsvertrag über die Errichtung einer 

gemeinsamen Einrichtung für Hochschulzulassung

(1) Dem am 8. März/5. Juni 2008 unterzeichneten Staatsver-
trag über die Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung für
Hochschulzulassung wird zugestimmt. 

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Arti-
kel 18 Abs. 1 Satz 1 in Kraft tritt, ist im Niedersächsischen Ge-
setz- und Verordnungsblatt bekannt zu machen.

Artikel 2

Änderung des 
Niedersächsischen Hochschulzulassungsgesetzes

Das Niedersächsische Hochschulzulassungsgesetz vom
29. Januar 1998 (Nds. GVBl. S. 51), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 7. Juni 2007 (Nds. GVBl. S. 200),
wird wie folgt geändert:

1. In § 1 werden die Worte „Vergabe von Studienplätzen“
durch die Worte „Errichtung einer gemeinsamen Einrich-
tung für Hochschulzulassung“ ersetzt.

2. § 3 erhält folgende Fassung:

„§ 3

Zuständigkeiten

Die Studienplatzvergabe obliegt der Hochschule, so-
weit nicht die Stiftung für Hochschulzulassung (Stiftung)
nach Artikel 2 Nr. 2 des Staatsvertrages zuständig ist.“

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Verweisung „Artikels 7
Abs. 2 Satz 2“ durch die Verweisung „Artikels 6
Abs. 2 Satz 2“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Worte „ein Verfahren der
Zentralstelle nach Artikel 1 Abs. 2 des Staatsvertra-
ges durchgeführt wird“ durch die Worte „die Stiftung
die Hochschulen nach Artikel 2 Nr. 1 und Artikel 4
des Staatsvertrages bei der Durchführung der Zulas-
sungsverfahren unterstützt“ ersetzt.

c) In Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 wird die Verweisung „Arti-
kels 11 Abs. 2“ durch die Verweisung „Artikels 8
Abs. 2“ ersetzt.

4. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird die Verweisung „Artikel 12“ durch
die Verweisung „Artikel 9“ ersetzt.

bb) Satz 3 wird wie folgt geändert:

aaa) In Halbsatz 1 wird die Verweisung „Arti-
kel 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6“ durch die Ver-
weisung „Artikel 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6“ er-
setzt.

bbb) In Halbsatz 2 wird die Verweisung „Arti-
kel 12“ durch die Verweisung „Artikel 9“
ersetzt.

cc) Satz 5 erhält folgende Fassung:

„5Artikel 9 Abs. 7 und Artikel 10 Abs. 1 Nr. 2
Satz 2 und Nr. 3 Satz 6 und Abs. 2 und 3 des
Staatsvertrages gelten entsprechend.“

b) In Absatz 5 Satz 1 wird die Verweisung „Artikel 12
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3“ durch die Verweisung „Artikel 9
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3“ ersetzt. 

c) In Absatz 6 Satz 1 werden die Verweisung „Artikel 12
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 5 und 6“ durch die Verweisung
„Artikel 9 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 5 und 6“ und die Verwei-
sung „Artikels 12 Abs. 6 und 7“ durch die Verweisung
„Artikels 9 Abs. 6 und 7“ ersetzt. 

d) In Absatz 7 Satz 1 wird die Verweisung „Artikel 12
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1“ durch die Verweisung „Artikel 9
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1“ ersetzt. 

e) Es wird der folgende Absatz 11 angefügt:

„(11) 1Bei Studiengängen, die in Kooperation mit ei-
ner ausländischen Hochschule durchgeführt werden,
kann der Anteil der Studienplätze für ausländische
Staatsangehörige und Staatenlose, die nicht Deut-
schen gleichgestellt sind, bis zur Hälfte der Studien-
plätze betragen. 2Das Nähere bestimmen die Hoch-
schulen durch Ordnung; die Ordnung bedarf der
Genehmigung des für die Hochschulen zuständigen
Ministeriums (Fachministeriums).“

5. In § 6 Abs. 3 werden nach den Worten „diesem Studien-
gang“ die Worte „oder einem Studiengang, der keine we-
sentlichen Unterschiede aufweist,“ eingefügt.

6. In § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 werden nach dem Wort „ist“ das
Wort „insbesondere“ eingefügt und das Wort „die“ durch
die Worte „insbesondere die“ ersetzt.

7. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird die Verweisung „Artikel 13
Abs. 1 Nr. 3“ durch die Verweisung „Artikel 10 Abs. 1
Nr. 3“ ersetzt.

b) In Absatz 1 Satz 1 wird die Verweisung „Artikel 13
Abs. 1 Nr. 3“ durch die Verweisung „Artikel 10 Abs. 1
Nr. 3“ ersetzt.

8. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort „Hoch-
schulen“ ein Komma und die Worte „einschließ-
lich der Einzelheiten des Verfahrens bei einer
Unterstützung der Hochschulen durch die Stif-
tung nach § 11 und Artikel 2 Nr. 1 und Artikel 4
des Staatsvertrages“ eingefügt.

bb) Nummer 2 wird gestrichen.

cc) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden Num-
mern 2 und 3.
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b) In Satz 2 wird die Verweisung „Artikel 15“ durch die
Verweisung „Artikel 12“ ersetzt. 

9. In § 10 werden die Verweisung „Artikels 7 Abs. 2 Satz 2“
durch die Verweisung „Artikels 6 Abs. 2 Satz 2“ und die
Verweisung „Artikel 15 Abs. 1 Nrn. 9 und 10“ durch die
Verweisung „Artikel 12 Abs. 1 Nrn. 7 und 8“ ersetzt. 

10. Es wird der folgende neue § 11 eingefügt:

„§ 11

Unterstützung durch die Stiftung

1Die Hochschulen können sich bei der Durchführung
des Zulassungsverfahrens außerhalb des zentralen Verga-
beverfahrens durch die Stiftung unterstützen lassen. 2Die
Einzelheiten der Unterstützung sind zwischen der Hoch-
schule und der Stiftung zu vereinbaren.“

11. Der bisherige § 11 wird § 12 und erhält folgende Fassung:

„§ 12

Übergangsregelung

Auf Vergabeverfahren, die vor dem Inkrafttreten des
Staatsvertrages eingeleitet wurden, sind die vor Inkraft-
treten des Staatsvertrages geltenden Vorschriften dieses
Gesetzes anzuwenden.“

Artikel 3

Inkrafttreten

1Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt Artikel 2 am gleichen Tag
in Kraft, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 18
Abs. 1 Satz 1 in Kraft tritt; dieser Tag ist im Niedersächsischen
Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt zu machen.

Hannover, den 17. Februar 2010

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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S t a a t s v e r t r a g
über die Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung für 

Hochschulzulassung

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

(im Folgenden: „die Länder“ genannt)

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Abschnitt 1

Errichtung und Aufgaben der Stiftung

Artikel 1

Gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulassung

(1) 1Die Länder kommen überein, im Zusammenwirken mit
der Hochschulrektorenkonferenz eine gemeinsame Einrich-
tung für Hochschulzulassung zu schaffen. 2Die gemeinsame
Einrichtung wird als Stiftung des öffentlichen Rechts nach
dem Recht des Landes Nordrhein-Westfalen mit Sitz in Dort-
mund errichtet.

(2) Die Stiftung trägt die Bezeichnung „Stiftung für Hoch-
schulzulassung“ (im Folgenden: Stiftung).

Artikel 2

Aufgaben der Stiftung

Die Stiftung hat die Aufgabe,

1. nach Maßgabe des nachfolgenden Abschnitts 2 die die
Leistungen der Stiftung in Anspruch nehmenden Hoch-
schulen bei der Durchführung der Zulassungsverfahren zu
unterstützen,

2. nach Maßgabe des nachfolgenden Abschnitts 3 das zent-
rale Vergabeverfahren durchzuführen.

Artikel 3

Organe der Stiftung

1Die Organe der Stiftung, ihre Zusammensetzung, Aufgaben
und Verfahren regelt das Stiftungsgesetz. 2Dabei muss ge-
währleistet sein, dass

1. dem Entscheidungsorgan alle Länder angehören und die
Hochschulen mit derselben Anzahl von Mitgliedern ver-
treten sind,

2. in Angelegenheiten nach Artikel 2 Nr. 1 Beschlüsse nicht
gegen die Mehrheit der Vertreter der Hochschulen zustan-
de kommen,

3. in Angelegenheiten nach Artikel 2 Nr. 2 allein die Länder
stimmberechtigt sind.

Abschnitt 2

Serviceverfahren (Abschnitt 1, Artikel 2, Nr. 1)

Artikel 4

Dienstleistungsaufgabe

(1) Nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts unterstützt
die Stiftung die Hochschulen bei der Durchführung der Zulas-
sungsverfahren insbesondere durch die Einrichtung eines
Bewerbungsportals mit Information und Beratung der Studi-
enbewerberinnen und -bewerber, Aufbereitung der Bewerber-
daten, Abgleich der Mehrfachzulassungen sowie Vermittlung
von nichtbesetzten Studienplätzen.

(2) Die Stiftung wird ermächtigt,

1. die Anzahl der Studienwünsche je Bewerberin oder Be-
werber zu beschränken, wobei die Zahl von 12 Studien-
wünschen nicht unterschritten werden darf,

2. die Bewerberinnen und Bewerber zu verpflichten, ihre
Studienwünsche in eine verbindliche Reihenfolge zu brin-
gen.

Abschnitt 3

Zentrales Vergabeverfahren (Abschnitt 1, Artikel 2, Nr. 2)

Artikel 5

Aufgaben im zentralen Vergabeverfahren

(1) Im zentralen Vergabeverfahren hat die Stiftung die Auf-
gabe

1. Studienplätze für das erste Fachsemester an staatlichen
Hochschulen in Auswahlverfahren zu vergeben,

2. die Hochschulen bei der Durchführung des Auswahlver-
fahrens nach Artikel 10 Abs. 1 Nr. 3 zu unterstützen,

3. für einheitliche Maßstäbe zur Festsetzung von Zulassungs-
zahlen zu sorgen.

(2) 1Die Vergabe der Studienplätze erfolgt für Deutsche so-
wie für ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, die
Deutschen gleichgestellt sind. 2Deutschen gleichgestellt sind
Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats der Europäi-
schen Union sowie sonstige ausländische Staatsangehörige
und Staatenlose, die eine deutsche Hochschulzugangsberech-
tigung besitzen. 3Verpflichtungen zur Gleichstellung weiterer
Personen mit Deutschen auf Grund zwischenstaatlicher Ver-
einbarungen sind zu berücksichtigen.

Artikel 6

Kapazitätsermittlung und Festsetzung von Zulassungszahlen

(1) 1Für die Vergabe von Studienplätzen in Studiengängen,
die in das zentrale Vergabeverfahren einbezogen sind, sind
Zulassungszahlen nach Artikel 12 Abs. 1 Nr. 8 und nach Maß-
gabe des Landesrechts festzusetzen. 2Zulassungszahl ist die
Zahl der von der einzelnen Hochschule höchstens aufzuneh-
menden Bewerberinnen und Bewerber in einem Studiengang.
3Sie wird auf der Grundlage der jährlichen Aufnahmekapazi-
tät festgesetzt. 4Zulassungszahlen dürfen nur für einen be-
stimmten Zeitraum, höchstens für die Dauer eines Jahres,
festgesetzt werden.

(2) 1Die Zulassungszahlen sind so festzusetzen, dass nach
Maßgabe der haushaltsrechtlichen Vorgaben und unter Be-
rücksichtigung der räumlichen und fachspezifischen Gege-
benheiten eine erschöpfende Nutzung der Ausbildungska-
pazität erreicht wird; die Qualität in Forschung und Lehre, die
geordnete Wahrnehmung der Aufgaben der Hochschule, ins-
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besondere in Forschung, Lehre und Studium sowie in der
Krankenversorgung, sind zu gewährleisten. 2Bei der Erpro-
bung neuer Studiengänge und -methoden, bei der Neuord-
nung von Studiengängen und Fachbereichen und beim Aus-
oder Aufbau der Hochschulen können Zulassungszahlen ab-
weichend von Satz 1 festgesetzt werden.

(3) 1Die jährliche Aufnahmekapazität wird auf der Grundla-
ge des Lehrangebots, des Ausbildungsaufwands und weiterer
kapazitätsbestimmender Kriterien ermittelt. 2Dem Lehran-
gebot liegen die Stellen für das hauptamtlich tätige wissen-
schaftliche Personal, soweit ihm Lehraufgaben übertragen
sind, die Lehraufträge und die dienstrechtlichen Lehrver-
pflichtungen zugrunde unter Berücksichtigung festgelegter
Reduzierungen, insbesondere im medizinischen Bereich für
Krankenversorgung und diagnostische Leistungen. 3Der Aus-
bildungsaufwand ist durch studiengangspezifische Norm-
werte festzusetzen, die den Aufwand festlegen, der für die
ordnungsgemäße Ausbildung einer oder eines Studierenden
in dem jeweiligen Studiengang erforderlich ist. 4Bei der Fest-
setzung von Normwerten sind ausbildungsrechtliche Vor-
schriften sowie der Ausbildungsaufwand in gleichartigen und
vergleichbaren Studiengängen zu beachten. 5Die Normwerte
haben eine gleichmäßige und erschöpfende Auslastung der
Hochschulen zu gewährleisten; in diesem Rahmen sind die
Hochschulen bei der Gestaltung von Lehre und Studium frei.
6Die Normwerte werden durch Rechtsverordnung festgesetzt.
7Weitere kapazitätsbestimmende Kriterien sind insbesondere
die räumlichen und sächlichen Gegebenheiten, zusätzliche
Belastungen auf Grund der bisherigen Entwicklung der  Studi-
enanfängerzahl und der Zahl der Studierenden, die Ausstat-
tung mit nichtwissenschaftlichem Personal, das Verbleibe-
verhalten der Studierenden (Schwund) und die besonderen
Gegebenheiten in den medizinischen Studiengängen, insbe-
sondere eine ausreichende Zahl von für die Lehre geeigneten
Patientinnen und Patienten.

(4) Vor der Festsetzung von Zulassungszahlen legt die
Hochschule der zuständigen Landesbehörde einen Bericht mit
ihren Kapazitätsberechnungen vor.

(5) Bei der Feststellung der Aufnahmekapazität gemäß Ab-
satz 3 bleiben Maßnahmen zum Ausgleich zusätzlicher Belas-
tungen auf Grund der bisherigen Entwicklung der Studienan-
fängerzahl und der Zahl der Studierenden unberücksichtigt;
sie sind gesondert auszuweisen.

Artikel 7

Einbeziehung von Studiengängen

(1) 1In das zentrale Vergabeverfahren ist ein Studiengang
zum frühestmöglichen Zeitpunkt einzubeziehen, wenn für
ihn für alle staatlichen Hochschulen Zulassungszahlen fest-
gesetzt sind und zu erwarten ist, dass die Bewerberzahl die
Gesamtzahl der zur Verfügung stehenden Studienplätze über-
steigt, soweit nicht wegen der Art der Zugangsvoraussetzun-
gen oder der Auswahlmaßstäbe den Hochschulen die Ent-
scheidung vorbehalten wird. 2Das Gleiche gilt, wenn aus
anderen Gründen eine zentrale Vergabe der Studienplätze
sinnvoll ist.

(2) Bei der Einbeziehung eines Studiengangs in das zentrale
Vergabeverfahren ist insbesondere festzulegen,

1. für welchen Bewerberkreis die Einbeziehung gilt,

2. für welche Fälle den Hochschulen die Entscheidung vor-
behalten bleibt.

(3) In den einbezogenen Studiengängen findet ein Auswahl-
verfahren nach Artikel 8 bis 10 statt.

(4) 1Die Einbeziehung eines Studiengangs in das zentrale
Vergabeverfahren kann befristet werden. 2Die Einbeziehung
ist aufzuheben, wenn die Voraussetzungen dafür entfallen
sind oder ein Bedürfnis für eine zentrale Vergabe der Studien-
plätze nicht mehr besteht.

Artikel 8

Auswahlverfahren

(1) 1In einem Auswahlverfahren werden die Bewerberinnen
und Bewerber nach den Artikeln 9 und 10 sowie nach Absatz 4
ausgewählt. 2Bei den Bewerbungen für diese Studienplätze
dürfen sechs Ortswünsche in einer Rangliste angegeben wer-
den. 3Die ausgewählten Bewerberinnen und Bewerber werden
in den Fällen des Artikels 10 Abs. 1 Nr. 3 von der Hochschule
zugelassen. 4Im Übrigen werden sie den einzelnen Hochschu-
len möglichst nach ihren Ortswünschen und, soweit notwen-
dig, in den Fällen des Artikels 10 Abs. 1 Nr. 1 vor allem nach
dem Grad der nachgewiesenen Qualifikation für das gewählte
Studium, in allen anderen Fällen vor allem nach den für die
Ortswahl maßgebenden sozialen, insbesondere familiären und
wirtschaftlichen Gründen zugewiesen. 5Ist danach im Einzel-
fall keine Zulassung möglich, rückt die rangnächste Bewerbe-
rin oder der rangnächste Bewerber der jeweiligen Gruppe nach,
sofern sie oder er sich für eine Hochschule beworben hat, an
der noch Studienplätze frei sind.

(2) Den Bewerberinnen und Bewerbern dürfen keine Nach-
teile entstehen

1. aus der Erfüllung von Dienstpflichten nach Artikel 12 a
des Grundgesetzes und der Übernahme solcher Dienst-
pflichten und entsprechender Dienstleistungen auf Zeit
bis zur Dauer von drei Jahren,

2. aus dem Entwicklungsdienst nach dem Entwicklungshel-
fergesetz vom 18. Juni 1969 (BGBl. I S. 549) in der jeweils
geltenden Fassung,

3. aus der Ableistung eines freiwilligen sozialen Jahres nach
dem Gesetz zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jah-
res vom 17. August 1964 (BGBl. I S. 640) in der jeweils gel-
tenden Fassung oder aus der Ableistung eines freiwilligen
ökologischen Jahres nach dem Gesetz zur Förderung eines
freiwilligen ökologischen Jahres vom 17. Dezember 1993
(BGBl. I S. 2118) in der jeweils geltenden Fassung oder im
Rahmen eines von der Bundesregierung geförderten Mo-
dellprojektes,

4. aus der Betreuung oder Pflege eines Kindes unter 18 Jah-
ren oder einer pflegebedürftigen Person aus dem Kreis der
sonstigen Angehörigen bis zur Dauer von drei Jahren.

(3) Wer zum Bewerbungsstichtag das 55. Lebensjahr vollen-
det hat, wird an einem Auswahlverfahren nur beteiligt, wenn
für das beabsichtigte Studium unter Berücksichtigung der per-
sönlichen Situation schwerwiegende wissenschaftliche oder
berufliche Gründe sprechen.

(4) Studienplätze nach Artikel 11 Abs. 3, bei denen die Zu-
lassung auf den ersten Teil des Studiengangs beschränkt ist,
weil das Weiterstudium an einer deutschen Hochschule nicht
gewährleistet ist, können auch durch das Los vergeben werden.

Artikel 9

Vorabquoten

(1) 1In einem Auswahlverfahren sind bis zu zwei Zehntel der
zur Verfügung stehenden Studienplätze vorzubehalten für:

1. Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des
Zulassungsantrages eine außergewöhnliche Härte bedeu-
ten würde,

2. Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entspre-
chender Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in
Bereichen besonderen öffentlichen Bedarfs auszuüben,

3. ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie
nicht Deutschen gleichgestellt sind,

4. Bewerberinnen und Bewerber, die in einem noch nicht ab-
geschlossenen Studiengang die Qualifikation für das ge-
wählte Studium erworben haben,

5. Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in
einem anderen Studiengang abgeschlossen haben (Bewer-
berinnen und Bewerber für ein Zweitstudium),
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6. in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die über keine
sonstige Studienberechtigung verfügen.

2Die Quote nach Satz 1 Nr. 6 soll nur gebildet werden, wenn
zu erwarten ist, dass der Anteil der ihr unterfallenden Bewer-
berinnen und Bewerber an der Bewerbergesamtzahl mindes-
tens eins vom Hundert beträgt; wird die Quote nicht gebildet,
erfolgt eine Beteiligung am Verfahren nach Artikel 10.

(2) 1Die Quoten nach Absatz 1 Satz 1 können für die Stu-
dienplätze je Studienort oder für die Gesamtzahl aller Studi-
enplätze gebildet werden. 2Daneben kann bestimmt werden,
dass der Anteil der Studienplätze für die Bewerbergruppen
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 bis 6 an der Gesamtzahl der Stu-
dienplätze je Bewerbergruppe nicht größer sein darf als der
Anteil der jeweiligen Bewerbergruppe an der Bewerberge-
samtzahl. 3Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus
der Quote nach Absatz 1 Nr. 3 werden nach Artikel 10 Abs. 1
Nr. 3 vergeben. 4Nicht in Anspruch genommene Studienplät-
ze aus den Quoten nach Absatz 1 Nr. 1, 2, 4, 5 und 6 werden
nach Artikel 10 Abs. 1 Nr. 2 vergeben.

(3) 1Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn besonde-
re, vor allem soziale und familiäre Gründe in der Person der
Bewerberin oder des Bewerbers die sofortige Aufnahme des
Studiums zwingend erfordern. 2Wer geltend macht, aus nicht
selbst zu vertretenden Umständen daran gehindert gewesen
zu sein, einen für die Berücksichtigung bei der Auswahl nach
Artikel 10 Abs. 1 Nr. 1 und 2 besseren Wert zu erreichen,
wird mit dem nachgewiesenen Wert an der Vergabe der Studi-
enplätze in diesen Quoten beteiligt.

(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4
werden nach dem Grad der Qualifikation ausgewählt.

(5) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5
werden nach den Prüfungsergebnissen des Erststudiums und
nach den für die Bewerbung für ein weiteres Studium maß-
geblichen Gründen ausgewählt.

(6) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 6
werden in erster Linie unter Qualifikationsgesichtspunkten
ausgewählt.

(7) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 6 unter-
fällt, kann nicht im Verfahren nach Artikel 10 zugelassen wer-
den; Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 bleibt unberührt.

Artikel 10

Hauptquoten

(1) 1Im Auswahlverfahren werden die nach Abzug der Stu-
dienplätze nach Artikel 9 verbleibenden Studienplätze nach
folgenden Grundsätzen vergeben:

1. zu einem Fünftel der Studienplätze an jeder Hochschule
durch die Stiftung nach dem Grad der Qualifikation für
das gewählte Studium. Qualifikationsgrade, die nur ge-
ringfügig voneinander abweichen, können als ranggleich
behandelt werden. Die Länder tragen dafür Sorge, dass die
Nachweise innerhalb eines Landes und im Verhältnis der
Länder untereinander hinsichtlich der jeweiligen Anforde-
rungen und Bewertungen vergleichbar sind. Solange die
Vergleichbarkeit im Verhältnis der Länder untereinander
nicht gewährleistet ist, werden für die Auswahl der Studi-
enbewerberinnen und -bewerber Landesquoten gebildet.
Die Quote eines Landes bemisst sich zu einem Drittel nach
seinem Anteil an der Gesamtzahl der Bewerberinnen und
Bewerber für den betreffenden Studiengang (Bewerberan-
teil) und zu zwei Dritteln nach seinem Anteil an der Ge-
samtzahl der Achtzehn- bis unter Einundzwanzigjährigen
(Bevölkerungsanteil); für die Länder Berlin, Bremen und
Hamburg werden die sich danach ergebenden Quoten um
drei Zehntel erhöht. Bei der Berechnung des Bewerberan-
teils werden nur Personen berücksichtigt, die eine Hoch-
schulzugangsberechtigung besitzen, die von allen Ländern
gegenseitig anerkannt ist;

2. zu einem Fünftel der Studienplätze nach der Dauer der
Zeit seit dem Erwerb der Qualifikation für den gewählten
Studiengang (Wartezeit). Zeiten eines Studiums an einer
deutschen Hochschule werden auf die Wartezeit nicht an-
gerechnet;

3. im Übrigen von den Hochschulen nach dem Ergebnis ei-
nes Auswahlverfahrens. Die jeweilige Hochschule vergibt
die Studienplätze in diesem Verfahren nach Maßgabe des
jeweiligen Landesrechts insbesondere

a) nach dem Grad der Qualifikation,

b) nach den gewichteten Einzelnoten der Qualifikation
für das gewählte Studium, die über die fachspezifische
Eignung Auskunft geben,

c) nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studierfä-
higkeitstests,

d) nach der Art einer Berufsausbildung oder Berufstätig-
keit,

e) nach dem Ergebnis eines von der Hochschule durchzu-
führenden Gesprächs mit den Bewerberinnen und Be-
werbern, das Aufschluss über die Motivation der
Bewerberin oder des Bewerbers und über die Identifi-
kation mit dem gewählten Studium und dem ange-
strebten Beruf geben sowie zur Vermeidung von
Fehlvorstellungen über die Anforderungen des Stu-
diums dienen soll,

f) auf Grund einer Verbindung von Maßstäben nach den
Buchstaben a bis e.

2Bei der Auswahlentscheidung muss dem Grad der Quali-
fikation ein maßgeblicher Einfluss gegeben werden. 3Die
Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Auswahl-
verfahren kann begrenzt werden. 4In diesem Fall entschei-
det die Hochschule über die Teilnahme nach einem der in
Satz 2 Buchstabe a bis d genannten Maßstäbe, nach dem
Grad der Ortspräferenz oder nach einer Verbindung dieser
Maßstäbe. 5Bewerberinnen und Bewerber, die nach Num-
mer 1 oder 2 ausgewählt wurden, nehmen am Auswahl-
verfahren nicht teil.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 kann bei Rang-
gleichheit eine Verbindung der Maßstäbe nach Absatz 1 Nr. 1
und 2 vorgesehen werden.

(3) 1Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 nach
Anwendung der Absätze 1 und 2 Ranggleichheit, wird vorran-
gig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach Artikel 8 Abs. 2
angehört. 2Besteht danach noch Ranggleichheit, kann eine
Entscheidung durch das Los vorgesehen werden.

(4) Aus den Quoten nach Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 2 nicht in
Anspruch genommene Studienplätze werden nach Absatz 1
Nr. 3 vergeben.

Artikel 11

Verfahrensvorschriften

(1) 1Wer nach Artikel 10 Abs. 1 Nr. 3 von einer Hochschule
ausgewählt worden ist, wird von der Hochschule zugelassen.
2Wer nicht ausgewählt worden ist, erhält von der Hochschule
einen auf die Auswahl in ihrem Verfahren beschränkten Ab-
lehnungsbescheid. 3Ein Widerspruchsverfahren gegen Be-
scheide der Hochschulen findet nicht statt.

(2) Die Stiftung ermittelt in den Quoten nach Artikel 9
Abs. 1 Nr. 1, 2, 4, 5 und 6, Artikel 10 Abs. 1 Nr. 1 und 2 sowie
Artikel 8 Abs. 4 auf Grund der Bewerbungsunterlagen nach
den jeweiligen Zulassungsbestimmungen, an welcher Hoch-
schule eine Zulassung erfolgen kann und erlässt den Zulas-
sungsbescheid.

(3) Soweit an einer Hochschule für den ersten Teil eines
Studiengangs eine höhere Ausbildungskapazität als für späte-
re Teile dieses Studiengangs besteht, wird die Zulassung auf
den ersten Teil des Studiengangs beschränkt.
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(4) Die Hochschule ist verpflichtet, die von der Stiftung Zu-
gelassenen einzuschreiben, wenn die übrigen Einschreibvor-
aussetzungen vorliegen.

(5) Ein Widerspruchsverfahren gegen Bescheide der Stif-
tung über die Zulassungsanträge findet nicht statt.

(6) 1Beruht die Zulassung durch die Hochschule oder die
Stiftung auf falschen Angaben im Zulassungsantrag, wird sie
zurückgenommen; ist die Zulassung sonst fehlerhaft, kann sie
zurückgenommen werden. 2Nach Ablauf eines Jahres ist die
Rücknahme der Zulassung durch die Stiftung ausgeschlossen.

(7) Die Stiftung ist nach Maßgabe der Rechtsverordnungen
nach Artikel 12 berechtigt, Versicherungen an Eides statt zu
verlangen und abzunehmen.

Artikel 12

Rechtsverordnungen

(1) Die Länder bestimmen durch Rechtsverordnungen die
Einzelheiten des Verfahrens und der dabei anzuwendenden
inhaltlichen Kriterien, insbesondere:

1. die Auswahlkriterien (Artikel 8 und 9 sowie 10 Abs. 1
Nr. 1 und 2),

2. die Quoten nach Artikel 9 Abs. 1,

3. den Ablauf des Bewerbungsverfahrens, insbesondere die
Fälle, in denen Bewerbungen an die Stiftung zu richten
sind, einschließlich der Fristen; dabei kann die Verpflich-
tung zur elektronischen Antragstellung vorgesehen wer-
den;

4. den Ablauf des Vergabeverfahrens sowie die Vergabe nicht
in Anspruch genommener oder aus anderen Gründen frei
gebliebener Plätze auch an Bewerberinnen und Bewerber,
die die Fristen versäumt haben,

5. die Vergabe der Studienplätze nach Artikel 8 Abs. 4,

6. die Einbeziehung und die Aufhebung der Einbeziehung
von Studiengängen,

7. die Normwerte sowie die Kapazitätsermittlung nach Arti-
kel 6,

8. die Festsetzung von Zulassungszahlen nach Artikel 6, so-
weit das Landesrecht dafür keine andere Rechtsform vor-
sieht;

9. die Gleichstellung weiterer Personen mit Deutschen auf
Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen nach Artikel 5
Abs. 2 Satz 3.

(2) Die Rechtsverordnungen der Länder nach Absatz 1 müs-
sen übereinstimmen, soweit dies für eine zentrale Vergabe der
Studienplätze notwendig ist.

Artikel 13

Beschlussfassung

(1) Die Stiftung beschließt über

1. Vorschläge für die von den Ländern zu erlassenden
Rechtsverordnungen (Artikel 12), 

2. die Einbeziehung von Studiengängen in das zentrale Ver-
gabeverfahren (Artikel 7 Abs. 1),

3. die Aufhebung der Einbeziehung (Artikel 7 Abs. 4).

(2) 1In diesen Angelegenheiten ist das Entscheidungsorgan
der Stiftung beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der
Vertreterinnen und Vertreter der Länder anwesend ist. 2Ein
Land kann die Vertreterin oder den Vertreter eines anderen
Landes zur Ausübung des Stimmrechts ermächtigen.

(3) 1In Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 ist eine Mehrheit
von drei Viertel der Stimmen der Ländervertreterinnen und
Ländervertreter erforderlich. 2Im Falle des Absatzes 1 Nr. 3 ge-
nügt die Mehrheit der Stimmen der Ländervertreterinnen und
Ländervertreter. 

Artikel 14

Staatlich anerkannte Hochschulen

1Staatlich anerkannte Hochschulen können auf Antrag des
Landes mit Zustimmung des Trägers in das zentrale Vergabe-
verfahren einbezogen werden. 2Die Entscheidung trifft die
Stiftung. 3Öffentliche nichtstaatliche Fachhochschulen gelten
als staatlich anerkannte Hochschulen im Sinne dieses Staats-
vertrages.

Abschnitt 4

Finanzierung, Ordnungswidrigkeiten, Übergangs- und 
Schlussbestimmungen

Artikel 15

Finanzierung

(1) Die Aufgaben nach Artikel 2 Nr. 1 erfüllt die Stiftung im
Auftrag der Hochschulen und auf deren Kosten.

(2) 1Zur Durchführung der Aufgaben nach Artikel 2 Nr. 2
verpflichten sich die Länder, der Stiftung die erforderlichen
Mittel als Zuschuss zur Verfügung zu stellen. 2Der Betrag wird
von den Ländern nach dem Königsteiner Schlüssel in der je-
weils geltenden Fassung aufgebracht. 3Der Wirtschaftsplan
der Stiftung bedarf der Zustimmung der Finanzministerkonfe-
renz mit einer Mehrheit von zwei Dritteln. 4Die Anteilsbeträge
der Länder werden im Laufe eines jeden Haushaltsjahres in
zwei Teilbeträgen zum 1. Januar und zum 1. Juni nach den
Ansätzen des Wirtschaftsplans fällig. 5Über- und Minderzah-
lungen gegenüber dem sich nach der Jahresrechnung ergeben-
den Finanzbedarf werden bei dem zweiten Teilbetrag des
folgenden Haushaltsjahres ausgeglichen.

Artikel 16

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer bei einer Bewerbung ge-
genüber der Stiftung vorsätzlich oder fahrlässig falsche Anga-
ben über die für die Vergabe der Studienplätze maßgeblichen
Daten macht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
fünftausend Euro geahndet werden.

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die
Stiftung.

Artikel 17

Auflösung der Zentralstelle

(1) 1Mit der Errichtung der Stiftung ist die gemäß Artikel 1
Abs. 1 des Staatsvertrags über die Vergabe von Studienplätzen
vom 20. Oktober 1972 errichtete Zentralstelle für die Vergabe
von Studienplätzen (im Folgenden: Zentralstelle) aufgelöst.
2Aufgaben, Rechte und Verbindlichkeiten der Zentralstelle ge-
hen auf die Stiftung über. 3Die Übernahme des Personals und
des Vermögens der Zentralstelle durch die Stiftung richtet
sich nach dem für die Länder unmittelbar geltenden Bundes-
beamtenrecht und dem Recht des Sitzlandes. 4Die Planstellen
der Zentralstelle verbleiben bis zu ihrem Freiwerden als Plan-
stellen ohne Besoldungsaufwand im Haushalt des Sitzlandes,
das die darauf geführten Beamtinnen und Beamten zur Tätig-
keit bei der Stiftung zuweist. 5Die Einzelheiten regelt das Stif-
tungsgesetz.

(2) 1Die Stiftung erstattet im Rahmen des jährlichen Wirt-
schaftplans die Kosten für bereits vorhandene und zukünftige
Versorgungsempfänger. 2Nach einer Übergangszeit von drei
Jahren nach Einrichtung der Stiftung müssen Einnahmen, die
für die Erfüllung der Aufgaben nach Artikel 2 Nr. 1 erzielt
werden, auch in dem Umfang zur Deckung der Versorgungs-
lasten herangezogen werden, in dem das Personal Aufgaben
nach Artikel 2 Nr. 1 wahrnimmt.
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Artikel 18

Schlussvorschriften

(1) 1Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Tag des Monats in Kraft,
der auf den Monat folgt, in dem die letzte Ratifikationsurkun-
de bei der Staatskanzlei des Sitzlandes der Stiftung hinterlegt
ist. 2Er findet erstmals auf das nach seinem in Kraft treten
unmittelbar nachfolgende Vergabeverfahren Anwendung.
3Der Staatsvertrag über die Vergabe von Studienplätzen vom
22. Juni 2006 tritt mit Abschluss des Vergabeverfahrens außer
Kraft, das dem Vergabeverfahren nach Satz 2 vorangeht.

(2) Dieser Staatsvertrag kann von jedem Land durch schrift-
liche Erklärung gegenüber den übrigen vertragschließenden
Ländern zum Schluss eines Kalenderjahres mit einer Frist von
einem Jahr gekündigt werden.

(3) 1Nach Außerkrafttreten dieses Staatsvertrages ist die
Stiftung aufzulösen. 2Bedienstete, die nach Auflösung der
Zentralstelle der Stiftung zugewiesen oder von dieser über-
nommen wurden und die nicht durch Kündigung entlassen
werden können, sind nach Möglichkeit von den Ländern in
geeignete Verwaltungsbereiche zu übernehmen. 3Die Vor-
schriften des Sitzlandes über die beamtenrechtlichen Folgen
bei Auflösung von Behörden bleiben unberührt. 4Die Länder
sind verpflichtet, dem Sitzland alle in Ausführung dieses
Staatsvertrages entstehenden Aufwendungen für Verpflich-
tungen, die über das Ende dieses Staatsvertrages hinaus be-
stehen bleiben, anteilig nach Maßgabe des Königsteiner
Schlüssels zu erstatten. 5Über die Verwendung des von der
Stiftung von der Zentralstelle übernommenen Vermögens be-
schließen die Kultusministerkonferenz und die Finanzminis-
terkonferenz der Länder mit einer Mehrheit von jeweils zwei
Dritteln der Stimmen.

Für das Land Baden-Württemberg:
Stuttgart, den 5. Juni 2008 Günther O e t t i n g e r

Für den Freistaat Bayern:
München, den 14. April 2008 Dr. Günter B e c k s t e i n

Für das Land Berlin:
Berlin, den 10. April 2008 Klaus W o w e r e i t

Für das Land Brandenburg:
Potsdam, den 10. April 2008 Matthias P l a t z e c k

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Bremen, den 28. April 2008 Jens B ö h r n s e n

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Hamburg, den 12. April 2008 Ole v o n  B e u s t

Für das Land Hessen:
Wiesbaden, den 5. April 2008 Roland K o c h

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Schwerin, den 27. Mai 2008 Harald R i n g s t o r f f

Für das Land Niedersachsen:
Hannover, den 6. April 2008 Christian W u l f f

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Düsseldorf, den 10. April 2008 Jürgen R ü t t g e r s

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Mainz, den 16. April 2008 Kurt B e c k

Für das Saarland:
Saarbrücken, den 8. März 2008 Peter M ü l l e r

Für den Freistaat Sachsen:
Dresden, den 10. April 2008 Georg M i l b r a d t

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Magdeburg, den 7. April 2008 Wolfgang B ö h m e r

Für das Land Schleswig-Holstein:
Kiel, den 15. April 2008 Peter Harry C a r s t e n s e n

Für den Freistaat Thüringen:
Erfurt, den 9. April 2008 Dieter A l t h a u s
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G e s e t z
zum Staatsvertrag über die Einrichtung 

eines nationalen Mechanismus aller Länder nach Artikel 3 
des Fakultativprotokolls vom 18. Dezember 2002 
zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen 

gegen Folter und andere grausame, unmenschliche 
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe

Vom 17. Februar 2010

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

(1) Dem am 25. Juni 2009 von Niedersachsen unterzeichne-
ten Staatsvertrag über die Einrichtung eines nationalen Me-
chanismus aller Länder nach Artikel 3 des Fakultativproto-
kolls vom 18. Dezember 2002 zu dem Übereinkommen der
Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, un-
menschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe wird
zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 11
Satz 2 in Kraft tritt, ist im Niedersächsischen Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt bekannt zu machen.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 17. Februar 2010

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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Staatsvertrag
über die Einrichtung eines nationalen Mechanismus 
aller Länder nach Artikel 3 des Fakultativprotokolls 

vom 18. Dezember 2002 zu dem Übereinkommen 
der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, 
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe

Das Land Baden-Württemberg, vertreten durch den Minister-
präsidenten, dieser vertreten durch den Minister der Justiz,

der Freistaat Bayern, vertreten durch den Ministerpräsiden-
ten, dieser vertreten durch die Staatsministerin der Justiz und
für Verbraucherschutz,

das Land Berlin, vertreten durch den Regierenden Bürger-
meister, dieser vertreten durch die Senatorin für Justiz,

das Land Brandenburg, vertreten durch den Ministerpräsiden-
ten, dieser vertreten durch die Ministerin der Justiz,

die Freie Hansestadt Bremen, vertreten durch den Präsidenten
des Senats, dieser vertreten durch den Senator für Justiz und
Verfassung,

die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch den Se-
nat, dieser vertreten durch den Präses der Justizbehörde,

das Land Hessen, vertreten durch den Ministerpräsidenten,
dieser vertreten durch den Minister der Justiz, für Integration
und Europa,

das Land Mecklenburg-Vorpommern, vertreten durch den Mi-
nisterpräsidenten, dieser vertreten durch die Justizministerin,

das Land Niedersachsen, vertreten durch den Ministerpräsi-
denten, dieser vertreten durch den Justizminister,

das Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch den Minister-
präsidenten, dieser vertreten durch die Justizministerin,

das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch den Ministerpräsi-
denten, dieser vertreten durch den Minister der Justiz,

das Saarland, vertreten durch den Ministerpräsidenten, dieser
vertreten durch den Minister für Justiz, Arbeit, Gesundheit
und Soziales,

der Freistaat Sachsen, vertreten durch den Ministerpräsiden-
ten, dieser vertreten durch den Staatsminister der Justiz,

das Land Sachsen-Anhalt, vertreten durch den Ministerpräsi-
denten, dieser vertreten durch die Ministerin der Justiz,

das Land Schleswig-Holstein, vertreten durch den Minister-
präsidenten, dieser vertreten durch den Minister für Justiz,
Arbeit und Europa und

der Freistaat Thüringen, vertreten durch den Ministerpräsi-
denten, dieser vertreten durch die Justizministerin,

schließen folgenden Staatsvertrag:

Präambel

Die Bundesrepublik Deutschland hat am 20. September
2006 das Fakultativprotokoll vom 18. Dezember 2002 zu dem
Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter und an-
dere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behand-
lung oder Strafe (im Folgenden „Fakultativprotokoll“) unter-
zeichnet. 

Das Fakultativprotokoll sieht die Einrichtung nationaler
Mechanismen zur Verhütung von Folter und anderer grausa-
mer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder
Strafe (im Folgenden „zur Verhütung von Folter“) vor. Diese
Mechanismen sollen die Behandlung von Personen prüfen,
denen die Freiheit entzogen ist. Da die Zuständigkeit für frei-
heitsentziehende Maßnahmen in der Bundesrepublik Deutsch-
land ganz überwiegend bei den Ländern liegt, sind derartige
Mechanismen von den Ländern einzurichten und mit den
entsprechenden Befugnissen auszustatten. Es erscheint sinn-
voll, anstelle einzelner Beauftragter der Länder mit diesem
Vertrag einen gemeinsamen nationalen Mechanismus im Sin-
ne des Artikels 3 des Fakultativprotokolls zu schaffen (Kom-

mission), der gegenüber Bund, Ländern und Vereinten Natio-
nen einheitlich auftreten kann. 

Daneben richtet der Bund als weiteren nationalen Mecha-
nismus eine Bundesstelle zur Verhütung von Folter ein, die
die entsprechenden Aufgaben für Personen, denen im Zustän-
digkeitsbereich des Bundes die Freiheit entzogen ist, wahr-
nimmt. Mit dieser Stelle arbeitet die Kommission insbeson-
dere bei der Berichterstattung eng zusammen. 

Die Kommission soll möglichst weitgehend die Infrastruk-
tur der Kriminologischen Zentralstelle e. V. nutzen. Das erfor-
derliche Sekretariat soll bei der Kriminologischen Zentral-
stelle angesiedelt werden.

Artikel 1

Einrichtung der Kommission zur Verhütung von Folter

Die vertragschließenden Länder richten eine gemeinsame
Kommission zur Verhütung von Folter ein, die gegenüber den
Vereinten Nationen als nationaler Mechanismus zur Verhü-
tung von Folter im Sinne des Artikels 3 des Fakultativproto-
kolls benannt wird.

Artikel 2

Aufgaben und Befugnisse

(1) Die Kommission hat die Aufgabe, zur Verhütung von
Folter Orte der Freiheitsentziehung im Sinne des Artikels 4
des Fakultativprotokolls im Zuständigkeitsbereich der Länder
aufzusuchen, auf Missstände aufmerksam zu machen und ge-
gebenenfalls Verbesserungsvorschläge vorzulegen. 

(2) Den Mitgliedern der Kommission stehen einzeln oder ge-
meinsam die in Artikel 19 des Fakultativprotokolls genannten
Befugnisse zu. Die Länder gewähren ihnen die in Artikel 20
des Fakultativprotokolls genannten Rechte und Befugnisse. 

(3) Die Kommission kann zur Verbesserung der Bedingun-
gen für Personen, denen die Freiheit entzogen ist, Empfehlun-
gen an die zuständigen Behörden richten. Die Behörden sind
gehalten, diese Empfehlungen sorgfältig zu prüfen und gegen-
über der Kommission in angemessener Zeit dazu Stellung zu
nehmen. 

(4) Die Kommission erstellt gemeinsam mit der Bundesstel-
le zur Verhütung von Folter einen Jahresbericht, der der Bun-
desregierung, den Landesregierungen, dem Deutschen Bun-
destag und den Länderparlamenten zugeleitet wird.

Artikel 3

Vertraulichkeit 

Die Mitglieder der Kommission sind verpflichtet, die Ver-
traulichkeit von Informationen, die ihnen im Rahmen ihrer
Aufgaben bekannt werden, auch über die Dauer ihrer Amts-
zeit hinaus zu wahren.

Artikel 4

Mitglieder

(1) Die Kommission besteht aus vier Mitgliedern, die ehren-
amtlich tätig sind. Die Mitglieder sind unabhängig und keinen
Weisungen unterworfen. Die Zahl der Kommissionsmitglieder
kann durch einstimmigen Beschluss der Konferenz der Justiz-
ministerinnen und Justizminister (Justizministerkonferenz)
geändert werden. 
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(2) Die Kommissionsmitglieder werden von der Justizminis-
terkonferenz für eine Amtszeit von vier Jahren ernannt. Ab-
weichend hiervon werden bei der Ernennung der ersten vier
Kommissionsmitglieder zwei Mitglieder für vier Jahre und
zwei Mitglieder für zwei Jahre ernannt. Eine erneute Ernen-
nung ist möglich. Sie können ihr Amt jederzeit niederlegen.
Ein Kommissionsmitglied kann vor Ablauf seiner Amtszeit ge-
gen seinen Willen nur unter den Voraussetzungen der §§ 21
und 24 des Deutschen Richtergesetzes durch einstimmigen
Beschluss der Justizministerkonferenz abberufen werden. In
diesen Fällen ernennt die Justizministerkonferenz einen
Nachfolger für die verbleibende Amtszeit. 

(3) Die Kommission gibt ihre Berichte und Empfehlungen
einheitlich ab. Den Vorsitz der Kommission führt ein Mitglied
der Kommission, das jeweils auf zwei Jahre von der Justizmi-
nisterkonferenz ernannt wird. Eine erneute Ernennung ist
möglich. 

(4) Die Mitglieder der Kommission sollen Personen von an-
erkanntem Sachverstand auf dem Gebiet des Justiz- oder Maß-
regelvollzugs, der Polizei, der Psychiatrie, der Kriminologie
oder vergleichbarer Gebiete sein. Bei der Besetzung der Kom-
mission soll darauf geachtet werden, dass Mitglieder mit
Sachverstand aus unterschiedlichen Fachgebieten vertreten
sind. Auf eine ausgewogene Vertretung der Geschlechter ist
zu achten. Die Mitglieder der Kommission sollen bei der Er-
nennung nicht älter als 70 Jahre sein. 

(5) Die Mitglieder der Kommission erhalten Aufwendungs-
und Kostenersatz nach den Vorschriften des Bundesreisekos-
tengesetzes. 

Artikel 5

Sekretariat

(1) Der Kommission steht ein Sekretariat zur Verfügung, das
die laufenden Geschäfte der Kommission wahrnimmt und ge-
mäß der Satzung der Kriminologischen Zentralstelle e. V. bei
dieser angesiedelt werden soll. 

(2) Das Personal des Sekretariats wird nur mit Zustimmung
der Kommission eingestellt oder entlassen. Es unterliegt in
fachlicher Hinsicht nur den Weisungen der Kommission. 

Artikel 6

Sitz

Sitz der Kommission ist Wiesbaden. 

Artikel 7

Arbeitsweise und Geschäftsordnung

Die Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung. Sie ist in
der Festlegung ihrer Strategien und Arbeitsmethoden frei. 

Artikel 8

Zusammenarbeit

Die Kommission arbeitet mit der Bundesstelle zur Verhü-
tung von Folter zusammen. Sie kann Personal- und Sachmit-
tel gemeinsam mit der Bundesstelle nutzen. Das Nähere regelt
eine Verwaltungsvereinbarung.

Artikel 9

Finanzierung

(1) Die Aufteilung der Kosten für die Kommission erfolgt
nach dem Königsteiner Schlüssel.

(2) Die Finanzierung erfolgt in Form von Zuschüssen an die
Kriminologische Zentralstelle e. V.*). Die Anteilsbeträge wer-
den im Laufe eines jeden Rechnungsjahres in zwei Teilbeträ-
gen zum 31. Mai und 30. November nach den Ansätzen des
Haushaltsplans fällig. Die Personal- und Sachaufwendungen
werden vom Hessischen Ministerium der Justiz, für Integrati-
on und Europa verauslagt. 

Artikel 10

Geltungsdauer, Kündigung

(1) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen; er
kann von jedem Land durch schriftliche Erklärung gegenüber
den übrigen Ländern mit einer Kündigungsfrist von einem
Jahr zum Schluss eines Kalenderjahres gekündigt werden.

(2) Durch das Ausscheiden eines Landes wird die Wirksam-
keit des Vertrages zwischen den übrigen Ländern nicht be-
rührt.

(3) Kündigt ein Land wirksam zum Schluss eines Kalender-
jahres, so berechnet sich die Kostenverteilung zwischen den
verbleibenden Ländern nach dem entsprechend angepassten
Königsteiner Schlüssel.

*) Die Länder sind darüber einig, dass die Zuschüsse für die Kommis-
sion nicht bei der Berechnung der auf dem Beschluss der Konferenz
der Regierungschefs der Länder vom 30. März 2006 basierenden
Kürzungen der Haushaltsansätze angerechnet werden.
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Artikel 11

Inkrafttreten

Der Vertrag bedarf der Ratifikation. Er tritt am Ersten des
Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem die letzte Ra-
tifikationsurkunde der vertragschließenden Länder bei dem
Hessischen Ministerium der Justiz, für Integration und Europa
hinterlegt ist. Die Hessische Staatskanzlei teilt den übrigen be-
teiligten Ländern den Zeitpunkt der Hinterlegung der letzten
Ratifikationsurkunde mit.

Dresden, den 25. Juni 2009

Für das Land Baden-Württemberg:

Der Minister der Justiz

Prof. Dr. Ulrich G o l l

Für den Freistaat Bayern:

Die Staatsministerin der Justiz und für Verbraucherschutz

Dr. Beate M e r k

Für das Land Berlin:

Die Senatorin für Justiz

Gisela von der A u e

Für das Land Brandenburg:

Die Ministerin der Justiz

Beate B l e c h i n g e r

Für die Freie Hansestadt Bremen:

Der Senator für Justiz und Verfassung

Ralf N a g e l

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:

Der Präses der Justizbehörde

Dr. Till S t e f f e n

Für das Land Hessen:

Der Minister der Justiz, für Integration und Europa

Jörg-Uwe H a h n

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:

Die Justizministerin

Uta-Maria K u d e r

Für das Land Niedersachsen:

Der Justizminister

Bernd B u s e m a n n

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

Die Justizministerin

Roswitha M ü l l e r - P i e p e n k ö t t e r

Für das Land Rheinland-Pfalz:

Der Minister der Justiz

Dr. Heinz Georg B a m b e r g e r

Für das Saarland:

Saarbrücken, den 17. Juni 2009

Der Minister für Justiz, Arbeit, Gesundheit und Soziales

Prof. Dr. Gerhard V i g e n e r

Für den Freistaat Sachsen:

Der Staatsminister der Justiz

Geert M a c k e n r o t h

Für das Land Sachsen-Anhalt:

Die Ministerin der Justiz

Prof. Dr. Angela K o l b

Für das Land Schleswig-Holstein:

Der Minister für Justiz, Arbeit und Europa

Kiel, den 22. Juni 2009

Uwe D ö r i n g

Für den Freistaat Thüringen:

Die Justizministerin

Marion W a l s m a n n



Nds. GVBl. Nr. 4/2010, ausgegeben am 23. 2. 2010

58

G e s e t z
zur Änderung des Kammergesetzes für die Heilberufe*)

Vom 17. Februar 2010

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Kammergesetz für die Heilberufe in der Fassung vom
8. Dezember 2000 (Nds. GVBl. S. 301), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 8. Oktober 2008 (Nds. GVBl. S. 312, 368), wird
wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Personen, die

1. als Staatsangehörige

a) eines Mitgliedstaates der Europäischen Union,

b) eines Vertragsstaates des Abkommens vom 2. Mai
1992 über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-
Abkommen) (BGBl. 1993 II S. 266) oder 

c) eines Staates, demgegenüber die Mitgliedstaaten der
Europäischen Union vertragsrechtlich zur Gleich-
behandlung seiner Staatsangehörigen verpflichtet
sind,

oder

2. als Staatsangehörige eines Drittstaates wegen besonde-
rer persönlicher Merkmale hinsichtlich der Anerken-
nung von Ausbildungsnachweisen nach dem Recht der
Europäischen Gemeinschaft gleichzustellen sind, 

einen der in § 1 Abs. 1 genannten Berufe nur vorüberge-
hend und gelegentlich in Niedersachsen ausüben, gehören
der Kammer nicht an.“

2. Nach § 3 wird der folgende § 3 a eingefügt:

„§ 3 a

Einheitliche Stelle, Genehmigungsfiktion, 
Mitteilungspflicht

(1) Im tierärztlichen Bereich können Verwaltungsver-
fahren nach diesem Gesetz über eine einheitliche Stelle
nach den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes
abgewickelt werden.

(2) 1Hat die Tierärztekammer in einem in Absatz 1 ge-
nannten Verwaltungsverfahren über eine beantragte Ge-
nehmigung nicht innerhalb einer Frist von drei Monaten
entschieden, so gilt die Genehmigung als erteilt. 2Im Übri-
gen findet § 42 a des Verwaltungsverfahrensgesetzes An-
wendung.

(3) Wer in einem in Absatz 1 genannten Verwaltungs-
verfahren eine Genehmigung erhalten hat und die Geneh-
migungsvoraussetzungen nicht mehr erfüllt, hat dies einer
einheitlichen Stelle oder der Tierärztekammer mitzutei-
len.“

3. In § 9 Abs. 2 Sätze 1 bis 3 wird jeweils die Verweisung „§ 3
Abs. 1“ durch die Verweisung „§ 3 Abs. 1 Nr. 1“ ersetzt. 

4. § 35 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 3 wird die Verweisung „§ 3 Abs. 1“ durch
die Verweisung „§ 3 Abs. 1 Nr. 1“ und die Verweisung
„§ 3 Abs. 1 Nr. 3“ durch die Verweisung „§ 3 Abs. 1 Nr. 1
Buchst. c“ ersetzt.

b) In Nummer 4 wird die Verweisung „§ 3 Abs. 1“ durch
die Verweisung „§ 3 Abs. 1 Nr. 1“ ersetzt. 

5. Dem § 37 wird der folgende Absatz 6 angefügt: 

„(6) Eine für den tierärztlichen Bereich in einem ande-
ren Land erteilte Ermächtigung gilt in dem gleichen Um-
fang auch in Niedersachsen.“ 

6. In § 41 Abs. 1 Nr. 9, § 44 und § 45 Nr. 2 wird jeweils die
Verweisung „§ 3 Abs. 1“ durch die Verweisung „§ 3 Abs. 1
Nr. 1“ ersetzt. 

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006
über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. EU Nr. L 376 S. 36).

Hannover, den 17. Februar 2010

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen 

Finanzverteilungsgesetzes und des Fünften Gesetzes 
zur Verwaltungs- und Gebietsreform

Vom 17. Februar 2010

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersächsische Finanzverteilungsgesetz in der Fas-
sung vom 13. September 2007 (Nds. GVBl. S. 461), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. Oktober 2009
(Nds. GVBl. S. 403), wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Am Ende der Nummer 7 wird das Wort „und“ durch
ein Komma ersetzt.

b) In Nummer 8 werden der Betrag „43,15 Euro“ durch
den Betrag „44,48 Euro“ und der Betrag „46,96 Euro“
durch den Betrag „48,42 Euro“ ersetzt sowie am Ende
das Wort „und“ angefügt.

c) Es wird die folgende Nummer 9 eingefügt:

„9. ab dem Haushaltsjahr 2011 für kreisfreie Städte
44,94 Euro und für Landkreise 48,92 Euro“.

2. § 4 erhält folgende Fassung:

„§ 4

Leistungen für neu zugewiesene 
oder übertragene Aufgaben

(1) 1Die Landkreise, die Region Hannover, die kreisfrei-
en Städte sowie die Landeshauptstadt Hannover und die
Stadt Göttingen erhalten jährlich vom Land für den Aus-
gleich 

1. der Verwaltungskosten bei der 
Erfüllung der Aufgaben nach dem 
Bundeselterngeld- und Elternzeit-
gesetz 8 900 000 Euro.

und

2. der im Zuge der Auflösung der Mittelbehörden kom-
munalisierten Aufgaben auf dem Gebiet

a) der Zulassung zum Straßenverkehr 100 000 Euro,

b) des Forstwirtschaftsrechts 660 000 Euro,

c) des Straßen- und Wegerechts 430 000 Euro.

und

d) des Jagdrechts 300 000 Euro.

(2) Die Landkreise, die Region Hannover, die kreisfreien
Städte, die Landeshauptstadt Hannover, die Stadt Göttin-
gen und die großen selbständigen Städte erhalten jährlich
vom Land für den Ausgleich der im Zuge der Auflösung
der Mittelbehörden kommunalisierten Aufgaben auf dem
Gebiet

1. des Städtebaurechts 510 000 Euro,

2. des Heimrechts 210 000 Euro,

3. der Aufsicht über wirtschaftliche 
Vereine 60 000 Euro,

4. des Schornsteinfegerwesens 60 000 Euro,

5. der Straßensondernutzungen 280 000 Euro,

und

6. des Deichrechts 160 000 Euro.

(3) Die Landkreise, die Region Hannover, die kreisfreien
Städte, die Landeshauptstadt Hannover, die Stadt Göttin-
gen, die großen selbständigen Städte und die selbständigen
Gemeinden erhalten jährlich vom Land für den Ausgleich

1. der Verwaltungskosten für die 
Erfüllung der Aufgaben nach dem 
Niedersächsischen Wohnraum-
fördergesetz 6 440 000 Euro.

und

2. der im Zuge der Auflösung der Mittelbehörden kom-
munalisierten Aufgaben auf dem Gebiet

a) des Denkmalschutz- und 
Denkmalpflegerechts 500 000 Euro.

und

b) des Personenstandswesens 210 000 Euro.

(4) 1Die Landkreise und die Region Hannover erhalten
vom Land jährlich für den Ausgleich der im Zuge der Auf-
lösung der Mittelbehörden kommunalisierten Aufgaben
auf dem Gebiet der Städtebauförderung 370 000 Euro. 2Bei
der Verteilung dieser Mittel bleiben die Einwohnerzahlen
der Landeshauptstadt Hannover, der Stadt Göttingen und
der großen selbständigen Städte unberücksichtigt.

(5) 1Die Landkreise und die Region Hannover erhalten
vom Land jährlich für den Ausgleich der im Zuge der Auf-
lösung der Mittelbehörden kommunalisierten Aufgaben
auf dem Gebiet

1. des Städtebaurechts 1 800 000 Euro.

und

2. der Abfallvermeidung und 
der Abfallwirtschaft 30 000 Euro.

2Bei der Verteilung dieser Mittel bleiben die Einwohner-
zahlen der Stadt Göttingen und der großen selbständigen
Städte unberücksichtigt.

(6) Die Landkreise, die Region Hannover, die kreisfreien
Städte und die Stadt Göttingen erhalten jährlich vom Land
für den Ausgleich der im Zuge der Auflösung der Mittelbe-
hörden kommunalisierten Aufgaben auf dem Gebiet des
Naturschutzrechts 3 350 000 Euro. 

(7) Die Landkreise, die Region Hannover, die kreisfreien
Städte, die Stadt Göttingen und die großen selbständigen
Städte erhalten vom Land für den Ausgleich der im Zuge
der Auflösung der Mittelbehörden kommunalisierten Auf-
gaben auf dem Gebiet des Wasserrechts im Jahr 2011
2 530 000 Euro und ab dem Jahr 2012 jährlich 2 660 000
Euro. 

(8) Die Ausgleichszahlungen nach Absatz 1 Nr. 2
Buchst. b bis d, Absatz 2 Nrn. 5 und 6 sowie den Absätzen
6 und 7 werden abweichend von § 7 Abs. 1 Satz 1 nach
dem Verhältnis der Fläche der kommunalen Körperschaft
am 31. Dezember des Vorvorjahres zur Fläche aller betrof-
fenen kommunalen Körperschaften zum selben Stichtag
verteilt.“

3. § 6 wird gestrichen.

4. § 7 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Die Leistungen nach § 4 werden auf der Grundlage
der Einwohnerzahlen vom 30. Juni des Vorjahres verteilt.
2Stehen einer kreis- oder regionsangehörigen Gemeinde
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Leistungen unmittelbar nach § 4 zu, so bleibt deren Anteil
am Verteilungsschlüssel bei der Berechnung des Anteils
des jeweiligen Landkreises oder der Region, dem oder der
sie angehört, unberücksichtigt.“

5. Die Anlage wird gestrichen.

Artikel 2

Dem Artikel I des Fünften Gesetzes zur Verwaltungs- und
Gebietsreform vom 21. Juni 1972 (Nds. GVBl. S. 309), zuletzt
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 28. November
1997 (Nds. GVBl. S. 489), wird der folgende § 6 angefügt:

„§ 6

Die Landesregierung wird ermächtigt, in Abweichung von
§ 2 Abs. 10 Sätze 5 und 6 des Straßenverkehrsgesetzes für die
dort genannten Aufgaben durch Verordnung Gemeinden und
Landkreise für zuständig zu erklären.“

Artikel 3

1Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt Artikel 1 mit Wirkung
vom 1. Januar 2010 in Kraft.

Hannover, den 17. Februar 2010

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung zur Durchführung 

der Energieeinsparverordnung

Vom 18. Februar 2010

Aufgrund des § 7 Abs. 2 und 4 des Energieeinsparungsgeset-
zes in der Fassung vom 1. September 2005 (BGBl. I S. 2684),
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. März 2009
(BGBl. I S. 643), wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung zur Durchführung der Energieeinsparver-
ordnung vom 18. August 2008 (Nds. GVBl. S. 269) wird wie
folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Nachweise

1. über den Jahres-Primärenergiebedarf, den spezifi-
schen, auf die wärmeübertragende Umfassungsfläche
bezogenen Transmissionswärmeverlust und die mitt-
leren Wärmedurchgangskoeffizienten der wärme-
übertragenden Umfassungsfläche (§ 3 Abs. 1 bis 3
und § 4 Abs. 1 bis 3 der Energieeinsparverordnung
— EnEV — vom 24. Juli 2007, BGBl. I S. 1519, geän-

dert durch Artikel 1 der Verordnung vom 29. April
2009, BGBl. I S. 954, in der jeweils geltenden Fas-
sung) und

2. über den sommerlichen Wärmeschutz (§ 3 Abs. 4
und § 4 Abs. 4 EnEV)

sind von einer oder einem Sachverständigen zu erstel-
len, die oder der die Voraussetzungen nach § 58 Abs. 3
Nr. 1, 2, 3 oder 4 oder Abs. 5 oder § 69 a Abs. 1 Nr. 4
der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) erfüllt oder
eine Bestätigung nach § 1 Abs. 2 Satz 4 der Prüfein-
schränkungs-Verordnung vom 15. Mai 1986 (Nds. GVBl.
S. 153), geändert durch Verordnung vom 15. Oktober
1986 (Nds. GVBl. S. 340), hat.“

b) In Absatz 4 Nr. 1 wird die Verweisung „Absatz 1 Nrn. 1
bis 3“ durch die Verweisung „Absatz 1 Nrn. 1 und 2“
ersetzt.

2. § 2 wird gestrichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. März 2010 in Kraft.

Hannover, den 18. Februar 2010

Die Niedersächsische Landesregierung

W u l f f R o s s - L u t t m a n n
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